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Unia beschliesst Nein-Parole zur Initiative „Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache“.
Abtreibung darf keine Frage des Portemonnaies sein! 

Heute übernimmt die Krankenkasse die Kosten für einen Schwangerschaftsabbruch. Das garantiert allen Frauen – unabhängig ihrer finanziellen Mittel – den Zugang zu einer medizinisch sicheren Abtreibung. Die Initiative „Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache“ stellt diese wichtige Leistung in Frage. Daher sagt die Unia klar und deutlich Nein zu diesem Rückschritt und fordert alle auf, am 9. Februar die Initiative abzulehnen.

Die Selbstbestimmung der Frauen ist kein Luxusgut, sondern ein Grundrecht. Jede Frau hat das Recht, sich frei für oder gegen eine Schwangerschaft zu entscheiden – unabhängig ihrer finanziellen Situation. Die Übernahme der Abtreibungskosten durch die Krankenkasse garantiert jeder Frau dieses Recht.

Besonders gefährdet sind Frauen mit kleinem Budget
Es darf nicht sein, dass Frauen ihre Gesundheit aufs Spiel setzen, weil sie sich einen medizinisch sicheren Abbruch nicht leisten können und, bei Annahme der Initiative am 9. Februar, gezwungen würden, einen illegalen und gefährlichen Eingriff vornehmen zu lassen. Für die Krankenkassen wären die Folgekosten dieser „Hinterhofabtreibungen“ zudem um ein Vielfaches höher als die heutigen Kosten für den legalen Schwangerschaftsabbruch.

Im Jahr 2002 hat die Schweizer Stimmbevölkerung der Fristenregelung deutlich mit 72% Ja zugestimmt. Die Zahlungspflicht der Krankenkassen war integraler und klar kommunizierter Bestandteil der Vorlage. In der Praxis hat sich die Fristenregelung bewährt. Sie garantiert allen Frauen, unabhängig ihrer finanziellen Situation, Zugang zu einem medizinisch sicheren Schwangerschaftsabbruch. Diese wichtige Errungenschaft wird von ultrakonservativen Kreisen unter den Deckmantel der Kostenfolgen nun in Frage gestellt. 

Abtreibung ist eben keine Privatsache
Der Zugang zur Gesundheitsversorgung beruht auf dem Prinzip der Solidarität. Die Initiative „Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache“ untergräbt dieses und diskriminiert die Frauen. Für die Unia ist daher klar: Auch in Zukunft müssen die Kosten solidarisch von allen getragen werden! Deshalb hat die Unia die Nein-Parole zur Initiative beschlossen. 

Anja Peter; Verantwortliche der Unia für Frauen- und Gleichstellungspolitik.
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